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Beilage 

 

 

Revision der Polizeiverordnung (PolV); Synoptische Darstellung der Änderungen  
 

 

 

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Die Gemeindeversammlung Kilchberg erlässt 
gestützt auf § 74 Abs. 2 des Gemeindegeset-
zes vom 6. Juni 1926 folgende Verordnung: 
 
 

Die Gemeindeversammlung Kilchberg erlässt 
gestützt auf § 4 Abs. 2 des Gemeindegeset-
zes, § 3 des Polizeiorganisationsgesetzes 
und Art. 14 der Gemeindeordnung der politi-
schen Gemeinde Kilchberg folgende Verord-
nung. 
 

Aufgrund einer Revision des Gemeindege-
setztes kann eine Polizeiverordnung (PolV) 
nicht mehr gestützt auf § 74 erlassen werden. 
Die rechtliche Grundlage für den Erlass einer 
PolV beruht nun auf den im Formulierungs-
vorschlag genannten Gesetzen und Verord-
nung.   
 

I. Allgemeine Bestimmungen I. Allgemeine Bestimmungen  

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 1  Zweck 
 
Diese Verordnung dient der Aufrechterhal-
tung von Ruhe und Ordnung, der Sicherheit 
von Personen und Eigentum sowie dem Im-
missionsschutz auf dem Gebiet der Ge-
meinde Kilchberg. 
 
 
Grundsätzlich geht übergeordnetes Recht an-
deren Bestimmungen vor. 
 

Art. 1  Zweck und Gegenstand 
 
1 Diese Verordnung bezweckt die Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung sowie den Schutz von Personen, 
Tieren, Umwelt und Eigentum gegen Schädi-
gungen und Gefahren jeder Art auf dem Ge-
biet der Gemeinde Kilchberg.   
 
2 Vorbehalten bleiben Bestimmungen des 
übergeordneten Rechts, namentlich die Best-
immungen des Polizeiorganisationsgesetzes. 
 

 
 
Der Text wurde in der revidierten PolV mo-
derner formuliert und damit den Ansprüchen 
der heutigen Gesetzesformulierungen ange-
passt.  
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Art. 2  Organisation und Aufgaben der Po-
lizeiorgane 

 
Die Ausübung der gemeindepolizeilichen Auf-
gaben ist Sache des Gemeinderates und der 
von ihm bezeichneten Organe 
 
 
Die Organisation und die Aufgaben der Or-
gane werden vom Gemeinderat in besonde-
ren Reglementen festgelegt. 
 
Die Gemeindepolizei arbeitet gemäss den 
Bestimmungen des Polizeiorganisationsge-
setzes mit der Kantonspolizei Zürich zusam-
men. 

 

Art. 2  Zuständigkeit und Organisation 
 
 

1 Der Gemeinderat ist für die Ortspolizei zu-
ständig. Die Ausübung von kommunalpolizei-
lichen Aufgaben ist Sache der vom Gemein-
derat bezeichneten Organe, insbesondere 
der Gemeindepolizei.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Die vom Gemeinderat mit dem Vollzug be-
zeichneten Organe sorgen für die Durchset-
zung dieser Verordnung und die Vollstre-
ckung der von ihnen getroffenen Anordnun-
gen. 
 
3 Sie sind berechtigt, die erforderlichen Kon-
trollen unangemeldet durchzuführen und die 
Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung 
des rechtmässigen Zustandes notwendigen 
Anordnungen zu treffen und durchzusetzen. 
 
4 Die Gemeindepolizei kann mit den kommu-
nalen Polizeien der Nachbargemeinden zu-
sammenarbeiten. Der Gemeinderat geneh-
migt die dazu nötigen Vereinbarungen. 

 
 
 
Die Formulierung in der revidierten Polizei-
verordnung (rPolV) lehnt sich an den Wort-
laut von § 3 Abs. 2 des Polizeiorganisations-
gesetzes (POG) an.  
 
 
In § 3 Abs. 2 POG explizit erwähnt. Eine Wie-
derholung ist nicht nötig.  
 
 
In § 24 POG explizit erwähnt. Eine Wiederho-
lung ist nicht nötig. 
 
 
 
 
Die Formulierung von Abs. 2 und Abs. 3 
rPolV wurde aus Art.4 der alten Polizeiver-
ordnung (aPolV) übernommen und findet sich 
neu in diesem Teil der allgemeinen Bestim-
mungen. Inhaltlich haben sich die beiden Ab-
sätze nicht verändert.   
 
 
 
  
 
 
Die Gemeindepolizei Kilchberg arbeitet seit 
vielen Jahren mit den Nachbarkorps Adliswil-
Langnau a.A. und Rüschlikon zusammen. 
Die dazu erstellten 
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5 Wo Gesetz oder Verordnung den Erlass von 
Vorschriften oder Weisungen über die Ver-
wendung von Einsatzmitteln, den Einsatz von 
Zwangsmitteln und dergleichen vorsehen, 
gelten die Dienstvorschriften der Kantonspoli-
zei für die Gemeindepolizei sinngemäss.  
 

Zusammenarbeitsvereinbarungen finden mit 
diesem Abschnitt die rechtliche Grundlage.  
 
Das Gesetz über die polizeiliche Zwangsan-
wendung schreibt den Erlass von Dienst-vor-
schriften in einzelnen Belangen vor. Mit dem 
Verweis auf die Gültigkeit der Dienstvorschrif-
ten der Kantonspolizei (Kapo) auch für die 
Gemeindepolizei Kilchberg wird dieser Vor-
schrift nachgekommen. Die Dienstvorschrif-
ten der Kapo sind immer auf dem neuesten 
Stand der Technik und Erkenntnisse und so-
mit sehr aktuell.  
 

Art. 3  Bewilligungen 
  
Sofern gemäss dieser Verordnung eine Be-
willigung erforderlich ist, muss ein begründe-
tes Gesuch schriftlich gestellt werden. 
 
 
 
Entfällt nachträglich eine der Voraussetzun-
gen für die Bewilligungserteilung oder werden 
an die Bewilligung geknüpfte Bedingungen 
und Auflagen nicht eingehalten, kann die Be-
willigung sofort und entschädigungslos wie-
der entzogen werden. 
 
Bewilligungen nach dieser Verordnung sind 
persönlich und dürfen nur mit Zustimmung 
der Bewilligungsinstanz auf andere Personen 
übertragen werden 

Art. 3  Bewilligungen 
 
1 Sofern nach dieser Verordnung eine Bewilli-
gung erforderlich ist, muss ein begründetes 
Gesuch mit allen für die Bewilligungserteilung 
notwendigen Unterlagen der zuständigen 
Stelle schriftlich eingereicht werden. 
 
2 Entfällt nachträglich eine der Voraussetzun-
gen für die Bewilligungserteilung oder werden 
an die Bewilligung geknüpfte Bedingungen 
und Auflagen nicht eingehalten, kann die Be-
willigung sofort und entschädigungslos wie-
der entzogen werden. 
 
3 Bewilligungen nach dieser Verordnung sind 
persönlich und dürfen nur mit Zustimmung 
der Bewilligungsinstanz auf andere Personen 
übertragen werden. 
 

 
 
In der heutigen Bewilligungspraxis werden, 
nebst dem eigentlichen Gesuch, oft zusätzli-
che Unterlagen wie Sicherheitskonzepte, 
Verkehrskonzepte oder Abfallkonzepte gefor-
dert. Abs. 1 bildet die Grundlage für diese 
Forderung.   
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 Art. 4  Zuständigkeiten Bewilligungen und 
Anordnungen 

 

1 Je nach Bedeutung eines Geschäftes ent-
scheidet entweder der Gemeinderat, die Res-
sortvorsteherin / der Ressortvorsteher Sicher-
heit/Sport, oder die Abteilung Sicher-
heit/Sport über die Erteilung einer Bewilli-
gung.  
 
2 Der Gemeinderat ist zuständige Bewilli-
gungsinstanz in folgenden Fällen:   
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, 
Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführun-
gen und Versammlungen mit einem erwarte-
ten Besucheraufkommen von mehr als 3’000 
Personen und unabhängig vom erwarteten 
Besucheraufkommen, bei Anlässen mit er-
höhter politischer Aussenwirkung.  
 
3 Die Ressortvorsteherin oder der Ressortvor-
steher Sicherheit/Sport ist zuständige Bewilli-
gungsinstanz in folgenden Fällen:  
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, 
Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführun-
gen und Versammlungen mit einem erwarte-
ten Besucheraufkommen von mehr als 1’000 
aber weniger als 3’000 Personen; 
 
b) bei der Anordnung von örtlich und zeitli-
chen Einschränkungen von Feuerwerk nach 
Art. 8 Abs. 3 dieser Verordnung sowie bei 
Gesuchen für das Abbrennen von Feuerwerk 

 
 
 
Im Vergleich zur bestehenden PolV soll in der 
rPolV die Zuständigkeit bei der Bewilligungs-
erteilung klar geregelt und damit praxistaugli-
cher sein. Art. 4 der rPolV sieht für jeden in 
der Verordnung abgebildeten Sachverhalt, in 
welchem eine Bewilligung nötig oder eine An-
ordnung möglich ist, eine Zuständigkeit vor. 
Damit gilt die Aufgabe der Bewilligungsertei-
lung nicht mehr als zur selbstständigen Erle-
digung übertragen im Sinne von § 170 ff des 
Gemeindegesetzes. Der Rechtsschutz richtet 
sich demnach nach den Bestimmungen des 
kantonalen Verwaltungsrechtspflegegeset-
zes.     
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bei besonderen Veranstaltungen nach Art. 8 
Abs. 4 dieser Verordnung;  
 
c) bei der Anordnung eines Verbotes der 
Durchführung einer Veranstaltung nach Art. 
12 Abs. 2 dieser Verordnung, sowie bei der 
vertraglichen Festsetzung einer Gebühr im 
Zusammenhang mit gesteigertem Gemeinge-
brauch nach Art. 12 Abs. 5 dieser Verord-
nung; 
 
d) bei der Anordnung von befristeten Feuer-
verboten, sowie örtlich und zeitlichen Ein-
schränkungen für offene Feuer und Grillfeuer 
nach Art. 21 Abs. 3 dieser Verordnung: 
 
e) bei Gesuchen um dauernde Aufhebung 
der Schliessungszeit in Gastwirtschaftsstät-
ten nach Art. 22 Abs. 3 dieser Verordnung. 
4 Die Abteilung Sicherheit/Sport ist zustän-
dige Bewilligungsinstanz in folgenden Fällen:  
 
a) bei der Durchführung von Kundgebungen, 
Umzügen, Veranstaltungen, Musikvorführun-
gen und Versammlungen mit einem erwarte-
ten Besucheraufkommen von weniger als 
1’000 Personen:  
 
b) bei Gesuchen um Erteilung einer Ausnah-
mebewilligung nach Art. 7 Abs. 3 dieser Ver-
ordnung; 
  
c) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 12 Abs.1 bst. b und c dieser 
Verordnung;  
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d) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 12 Abs. 3 dieser Verordnung; 
 
e) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 14 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
f) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 16 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
g) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 18 Abs. 2 dieser Verordnung; 
 
h) bei Gesuchen um Erteilung einer Bewilli-
gung nach Art. 20 Abs. 2 dieser Verordnung; 
  
i) bei Gesuchen um Aufschiebung der 
Schliessungszeit nach Art. 22 Abs. 2 dieser 
Verordnung. 
 

Art. 4  Vollzug und Vollstreckung 
 
Die vom Gemeinderat mit dem Vollzug be-
trauten Organe sorgen für die Durchsetzung 
dieser Verordnung und die Vollstreckung der 
von ihnen getroffenen Anordnungen. 
 
Sie sind berechtigt, die erforderlichen Kon-
trollen unangemeldet durchzuführen und die 
Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung 
des rechtmässigen Zustandes notwendigen 
Anordnungen zu treffen und durchzusetzen. 
 

  
 
Neu in Art. 2 Abs. 2 aufgeführt. 
 
 
 
 
Neu in Art. 2 Abs. 3 aufgeführt. 
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Art. 5  Polizeiliche Generalklausel 
 
Die Polizeiorgane treffen gemäss Art. 36 Abs. 
1 Bundesverfassung unaufschiebbare Mass-
nahmen, um unmittelbar drohende oder ein-
getretene schwere Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung abzuwehren oder zu 
beseitigen. 
 

 
 

 

 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden.  
 

 

Art. 6  Polizeiliche Anordnungen, Identi-
tätsnachweis 

 
Jede Person ist verpflichtet, polizeilichen An-
ordnungen und Weisungen Folge zu leisten. 
 
 
Jede Störung der polizeilichen Tätigkeit ist 
verboten. Dies gilt insbesondere auch für die 
unbefugte Einmischung Dritter in die Dienst-
ausübung der Polizeiorgane. 
 
Die Polizei kann Personen von einem Ort 
wegweisen, fernhalten oder ihnen vorüberge-
hend den Zugang zu einem Ort verbieten, 
wenn es die Sache erfordert. Das gleiche gilt 
für die Fernhaltung von Tieren und Sachen. 
 
Jede Person ist verpflichtet, den Polizeiorga-
nen auf Verlangen ihre Personalien anzuge-
ben oder ihre Identität auf andere Weise fest-
stellen zu lassen. 
 
Zur Überprüfung der Identität kann die Polizei 
weitere Massnahmen treffen. 

Art. 5  Polizeiliche Anordnungen 
 
 
1 Jede Person ist verpflichtet, polizeilichen 
Anordnungen und Weisungen Folge zu leis-
ten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden.  
 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden.  
 
 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden.  
 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden. 
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Art. 7  Ausweispflicht der Polizeiorgane 
 
Wer polizeilich angehalten wird, ist berech-
tigt, von Polizeiorganen in Uniform die Nen-
nung des Namens und von Polizeiorganen in 
Zivilkleidung Einsicht in den Dienstausweis 
zu verlangen. 
 

 
 
 

 
 
Das kantonale Polizeigesetz erfasst diese 
Norm bereits. Sie muss nicht zusätzlich in ei-
nem kommunalen Erlass geregelt werden.  
 

II. Schutz der Personen, der öffentli-

chen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 

II. Schutz von Personen und Tieren, der 

öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ord-

nung 

 

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 8  Grundsatz 
 
Die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
darf nicht gestört werden. Es ist verboten: 
 
 
a) Personen oder Tiere zu belästigen, zu er-
schrecken oder zu gefährden. 
b) Öffentlich Ärgernis zu erregen oder gegen 
Sitte und Anstand zu verstossen. 
 

Art. 6  Grundsatz 
 
1 Die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ord-
nung darf nicht gestört werden. Es ist verbo-
ten 
 
a) Personen oder Tiere zu belästigen, zu er-
schrecken oder zu gefährden. 
 
b) Öffentlich Ärgernis zu erregen oder gegen 
Sitte und Anstand zu verstossen. 

 
 
 
 
 
 

 

Art. 9  Hantieren und Schiessen mit 
Schusswaffen 

 
 
Handhabung und Gebrauch von Schusswaf-
fen, Mörsern und der Betrieb von Schuss- 
und Knallapparaten jeglicher Art im Freien 
sind verboten. Vorbehalten bleiben die be-
sonderen Bestimmungen über die Schiess-
zeiten, die militärischen Pflichten sowie die 

Art. 7  Hantieren und Schiessen mit Sport-
geräten und waffenähnlichen Gerä-
ten 

 
  
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Das Hantieren mit Schusswaffen ist im kanto-
nalen Waffengesetz geregelt und wird des-
wegen nicht im Titel von Art. 7 aufgeführt. 
Stattdessen werden die Begriffe Sportgeräte 
und waffenähnliche Geräte, als Ersatz für 
den Begriff Schusswaffen, gewählt. Damit 
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Ausübung der Jagd und die Tätigkeit der Po-
lizeiorgane. 
 
 
 
 
Schiessübungen mit Pulvermunition, mit Arm-
brust und Sportpfeilbogen dürfen nur auf An-
lagen, die für diesen Zweck besonders einge-
richtet sind, durchgeführt werden. 
 
 
 
 
Luft- und Gasdruckwaffen dürfen nur auf 
nicht öffentlich zugänglichem Privatgrund und 
nur wenn eine Gefährdung oder Belästigung 
Dritter ausgeschlossen ist, verwendet wer-
den. 
 
 
Ausnahmebewilligungen können durch den 
Ressortvorsteher Sicherheit erteilt werden. 

 
 
 
 
 
 
1 Schiessübungen mit Armbrust und Sport-
pfeilbogen dürfen nur auf Anlagen, die für 
diesen Zweck besonders eingerichtet sind, 
durchgeführt werden. 
 
 
 
 
2 Luft- und Gasdruckwaffen, welche nicht un-
ter das eidgenössische Waffengesetz fallen, 
dürfen nur auf nicht öffentlich zugänglichem 
Privatgrund und nur wenn eine Gefährdung 
oder Belästigung Dritter ausgeschlossen ist, 
verwendet werden. 

 
3 Ausnahmebewilligungen können durch die 
Bewilligungsinstanz erteilt werden.  
 

werden Sachverhalte erfasst, welche mit 
Sportgeräten, wie Pfeil und Bogen, oder waf-
fenähnlichen Geräten, wie Armbrust, welche 
beide nicht unter das Waffengesetz fallen, im 
Zusammenhang stehen.    
 
Armbrust und Pfeilbogen sind keine Waffen 
welche unter das Waffengesetz fallen oder 
von diesem erfasst werden. Daher ist eine 
Regelung in der kommunalen Polizeiverord-
nung möglich. Das Schiessen mit Pulvermu-
nition fällt unter das Waffengesetz und wird 
somit dort geregelt.  
 
Mit der ergänzenden Formulierung "welche 
nicht unter das eidgenössische Waffengesetz 
fallen" sollen Sachverhalte erfasst werden, 
welche im eidg. Waffengesetz nicht abgebil-
det sind.  
 
 
 
 
 

Art. 10  Feuerwerk 
 
Das Abbrennen von Feuerwerk ist nur am 1. 
August und in der Nacht von Silvester auf 
Neujahr gestattet. Für besondere Veranstal-
tungen kann der Ressortvorsteher Sicherheit 
auf ein 30 Tage im Voraus gestelltes schriftli-
ches Gesuch hin Ausnahmen bewilligen. 
 

Art. 8  Feuerwerk 
 
1 Das Abbrennen von Feuerwerk ist nur in 
den Nächten vom 1. August auf den 2. Au-
gust sowie vom 31. Dezember auf den 1. Ja-
nuar ohne Bewilligung gestattet und auch 
dann nur im Rahmen der eidgenössischen, 
kantonalen und kommunalen Vorschriften. 
 
2 Feuerwerk darf nur so abgebrannt werden, 
dass keine Personen, Tiere oder Sachen 

 
 
Die Formulierung von Absatz 1 bis 4 beruht 
auf einem Vorschlag des Statthalters des Be-
zirkes Horgen aus Gründen der Übersicht-
lichkeit und der Klarheit.  
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Das Abbrennen von Feuerwerk darf weder 
Menschen, Tiere noch Umwelt und Sachen 
gefährden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Verkauf von Feuerwerk sowie dessen 
Lagerung bedarf einer Bewilligung der Feuer-
polizei. 
 
An Jugendliche darf kein Feuerwerk verkauft 
oder abgegeben werden. 

gefährdet werden. Nicht als Feuerwerk gelten 
z. B. Fackeln, Finnenkerzen, Bengalhölzer, 
Wunderkerzen und Knallkorken. 
 
3 Aus Sicherheitsgründen kann die Bewilli-
gungsinstanz örtliche und zeitliche Ein-
schränkungen (Feuerwerkverbot) erlassen. 
 
4 Für besondere Veranstaltungen kann die 
Bewilligungsinstanz das Abbrennen von Feu-
erwerk bewilligen. Ein entsprechendes Ge-
such ist spätestens 30 Tage vor der Veran-
staltung schriftlich einzureichen. 
 
  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Dieser Sachverhalt wird im übergeordneten 
Recht, namentlich in der Verordnung über 
den vorbeugenden Brandschutz, geregelt.  
 
Dieser Sachverhalt wird im übergeordneten 
Recht, namentlich in der Sprengstoffverord-
nung, geregelt. 
 

Art. 11  Sicherung von Anlagen 
 
Baustellen, baufällige Gebäude, Gräben, 
Schächte, usw. sind auf sichere Weise zu de-
cken bzw. zu sichern und dürfen nie ohne 
Aufsicht geöffnet bleiben. 
 
Das unbefugte Abdecken von Bodenöffnun-
gen, Dolendeckeln usw. sowie das Lockern, 
Verändern oder Entfernen von Stegen, Hyd-
ranten, Abschrankungen oder Schutzvorrich-
tungen ist untersagt. 

Art. 9  Sicherung von Anlagen 
 
1 Baustellen, baufällige Gebäude, Gräben, 
Schächte, usw. sind auf sichere Weise zu de-
cken bzw. zu sichern und dürfen nie ohne 
Aufsicht geöffnet bleiben. 
 
2 Das unbefugte Abdecken von Bodenöffnun-
gen, Dolendeckeln usw. sowie das Lockern, 
Verändern oder Entfernen von Stegen, Hyd-
ranten, Abschrankungen oder Schutzvorrich-
tungen ist untersagt. 
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Einzäunungen, die Menschen oder Tiere 
schädigen können, sind verboten. 

 
3 Einzäunungen, insbesondere Stacheldraht, 
die Menschen oder Tiere schädigen können, 
sind verboten. 
 

 
 

 Art. 10  Rettungseinrichtungen  
 
1 Das Benutzen öffentlich zugänglicher Ret-
tungsgeräte ist nur im Notfall gestattet.  
 
2 Der Einsatz und die Beeinträchtigung von 
Rettungsgeräten ist der Polizei unverzüglich 
zu melden. 
 
3 Der Zugang zu Rettungsgeräten ist stets frei 
zu halten. Hydranten sind Rettungsgeräten 
gleichgestellt.  
 

 
 
Diese Bestimmung ist neu unter dem Titel II 
erwähnt, da Titel III lediglich den öffentlichen 
und privaten Grund schützt. Somit sachlich 
passender im zweiten Titel. 
Art. 10 rPolV ist in der bestehenden PolV in 
Art. 20 geregelt. Inhaltlich hat Art. 10 keine 
relevante Änderung erfahren. Ausnahme ist 
die Bezeichnung Hydrant, welche in Abs. 3 
eingeflossen ist. Das übergeordnete Recht, 
insbesondere das Strassenverkehrsrecht, 
kennt keine Bestimmung, welche das Parkie-
ren vor Hydranten explizit regelt. Daher ist 
die explizite Nennung des Begriffes Hydrant 
sinnvoll. Insbesondere weil das Parkieren vor 
Hydranten immer wieder vorkommt und damit 
praxisrelevant ist.  
 

Art. 12  Demonstrationen, Umzüge, Veran-
staltungen 

 
Demonstrationen, Umzüge, Veranstaltungen 
und Versammlungen auf öffentlichem Grund 
bedürfen einer Bewilligung des Ressortvor-
stehers Sicherheit. Entsprechende Gesuche 
sind 30 Tage vor der Veranstaltung schriftlich 
einzureichen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Art. 12 wurde "moderner und konkreter" for-
muliert und findet sich neu in Art 12 rPolV, 
unter dem Titel Schutz des öffentlichen und 
privaten Grundes wieder.  
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Der Ressortvorsteher Sicherheit kann Veran-
staltungen auf privatem Grund, im Freien und 
in Räumen verbieten, wenn eine erhebliche 
Störung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung zu erwarten ist. 
 
Bei Veranstaltungen, welche ein hohes Ver-
kehrsaufkommen auslösen, ist der Veranstal-
ter verpflichtet, den Ressortvorsteher Sicher-
heit 30 Tage im Voraus schriftlich über den 
Anlass zu informieren. Für die Verkehrsrege-
lung bzw. Parkordnung ist ein zugelassener 
Verkehrsdienst aufzubieten.  
 
 
Hinsichtlich dem zur Verfügung stellen von 
öffentlichen Parkflächen ist vorrangig mit der 
Gemeindepolizei Kontakt aufzunehmen. Die 
Kosten dieser Maßnahmen sind vom Veran-
stalter zu tragen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   
 

 
 
 
 
 
 
Aufgrund des Verursacherprinzips lässt es 
sich rechtfertigen, einem Veranstalter bei An-
lässen mit erhöhter Aussenwirkung, wie bei-
spielsweise ein erwartetes hohes Verkehrs-
aufkommen, Auflagen wie beispielsweise das 
Einsetzen eines Verkehrsdienstes aufzuerle-
gen. Eine explizite Regelung in einem Erlass 
ist nicht notwendig.    
 
Neu platziert und sinngemäss formuliert 
in Art. 13 Abs 3 der revidierten PolV. 

Art. 13  Tierhaltung  
 
Tiere sind so zu halten, dass sie weder Men-
schen, Tiere noch Sachen belästigen oder 
gefährden und keinen Schaden an Kulturen 
und öffentlichen Anlagen anrichten. 
 
Ein Ausbrechen oder Entweichen von Tieren 
die für Dritte eine Gefahr darstellen, ist vom 
Tierhalter oder der verantwortlichen Auf-
sichtsperson sofort der Polizei zu melden.  
 
 

Art. 11  Tierhaltung  
 
1 Tiere sind so zu halten, dass sie weder 
Menschen, Tiere noch Sachen belästigen 
oder gefährden und keinen Schaden an Kul-
turen und öffentlichen Anlagen anrichten.  
 
2 Ein Ausbrechen oder Entweichen von Tie-
ren die für Dritte eine Gefahr darstellen, ist 
von der Tierhalterin bzw. vom Tierhalter oder 
der verantwortlichen Aufsichtsperson sofort 
der Polizei zu melden.  
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Für das ganze Gemeindegebiet gilt eine ge-
nerelle Aufnahmepflicht für Hundekot. 
 

Gemäss kantonalem Hundegesetz ist das 
Aufnehmen des Hundekotes Pflicht, eine Be-
stimmung in der kommunalen PolV damit un-
nötig.  
 

III. Schutz öffentlicher Sachen III. Schutz des öffentlichen und privaten 

Grundes 

 

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 14  Öffentliches Eigentum 
 
Es ist verboten, öffentliches Eigentum zu ver-
unreinigen, zu verändern oder Gegenstände 
der öffentlichen Hand zu entfernen. 
 
Wird angrenzendes öffentliches Eigentum 
durch das Fällen von Bäumen gefährdet, so 
ist dies der Gemeindepolizei rechtzeitig anzu-
zeigen, damit eine vorgängige Überprüfung 
möglich ist. Die Gemeindepolizei überprüft 
unter Beizug der zuständigen Ressorts, ob 
die getroffenen 
Sicherheitsvorkehren genügend sind. 
 
Keine Anzeige ist notwendig, wenn bereits 
eine baurechtliche Bewilligung erteilt wurde. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Dieser Sachverhalt ist im eidgenössischen 
Strafgesetzbuch, unter dem Tatbestand der 
Sachbeschädigung bereits erfasst.   
 
Dieser Sachverhalt hat keine Praxisrelevanz. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgehoben 

Art. 15  Fahrzeuge auf öffentlichem Grund 
 
Vorschriftswidrige oder ohne vorschriftsge-
mässe Kontrollschilder auf öffentlichem 
Grund abgestellte Fahrzeuge oder Gegen-
stände, die eine rechtmässige Benützung des 
öffentlichen Grundes behindern oder 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
Dieser Sachverhalt ist im kantonalen Polizei-
gesetz und im eidgenössischen Strassenver-
kehrsgesetz bereits erfasst.  
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gefährden, können die Polizeiorgane zu Las-
ten der Eigentümerschaft wegschaffen lassen 
oder in amtliche Verwahrung nehmen. 
 
Die über den Gemeingebrauch hinausge-
hende Inanspruchnahme für private Zwecke 
wie z. B. das regelmässige nächtliche Parkie-
ren, ist bewilligungs- und gebührenpflichtig. 
 
Fahrzeuge dürfen abseits von Strassen und 
Wegen nicht parkiert werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Das Nachtparking wurde 2019 aufgehoben 
und durch die kommunale Parkierungsver-
ordnung ersetzt. Der gesteigerte Gemeinge-
brauch ist in Art. 12 der rPolV geregelt.  
 
Dieser Sachverhalt wird bereits durch das 
Strassenverkehrsrecht und dessen Nebenbe-
stimmung erfasst.  
 

Art. 16  Gemeingebrauch 
 
 

 
Öffentlicher Grund und öffentliche Einrichtun-
gen dürfen nicht entgegen ihrer Zweckbe-
stimmung oder über den Gemeingebrauch 
hinaus benützt werden. Die über den Ge-
meingebrauch hinausgehende Benützung 
des kommunalen öffentlichen Grundes bedarf 
einer Bewilligung des Ressortvorstehers Si-
cherheit. 
 
Insbesondere sind Verkaufsaktivitäten auf öf-
fentlichem Grund sowie das Aufstellen und 
der Verkauf von Waren aller Art auf öffentli-
chem Grund mit Verkaufswagen, Ständen 
etc. wie auch das Schaustellen bewilligungs-
pflichtig. Die Verkaufsstände und Märkte un-
terliegen zudem den übergeordneten Bestim-
mungen wie Lebensmittelverordnung, Pla-
nungs- und Baugesetz, Preisanschrift. 

Art. 12  Benützung des öffentlichen und 
privaten Grundes und öffentlicher 
Einrichtungen 

 
1 Die über den schlichten Gemeingebrauch 
hinausgehende Benützung von öffentlichem 
Grund, einschliesslich des darunter liegen-
den Erdreichs und des darüber liegenden 
Luftraums sowie von öffentlichen Sachen 
und Einrichtungen bedarf einer Bewilligung. 
Dies gilt insbesondere für: 
 
 
a) die Durchführung von Kundgebungen, Um-
zügen, Veranstaltungen, Musikvorführungen 
und Versammlungen;  
 
b) Verkaufsaktivitäten sowie das Aufstellen 
und den Verkauf von Waren aller Art mit Ver-
kaufswagen, Ständen etc. sowie das Schau-
stellen; 
 

 
 
 

 
Die rechtliche Grundlage für eine Bewilli-
gungsnotwendigkeit im Zusammenhang mit 
gesteigertem Gemeingebrauch ist in der kan-
tonalen Baugesetzgebung zu finden.  
 
Der Text von Art. 16 wurde in Art 12 rPolV 
konkreter formuliert und wird damit praxis-
tauglicher.  
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Das ganze oder teilweise Absperren von öf-
fentlichen Strassen und Wegen sowie von 
Parkplätzen ist verboten. Bei Anwendung 
ausreichender Schutzmassnahmen können 
befristete Ausnahmen bewilligt werden. Ge-
suche sind 5 Tage vor der geplanten Absper-
rung bei der Gemeindepolizei 
einzureichen. 
 
 
Für die Inanspruchnahme des öffentlichen 
Grundes zu gewerblichen und privaten Zwe-
cken (Aufstellen von Mulden, Baustellenwa-
gen oder Baustelleninstallationen, Verkaufs-
stände etc.) wird für die beanspruchte Fläche 
eine Gebühr von Fr. 10.-- pro Quadratmeter 
und Monat erhoben. 
 
Der Gemeinderat ist ermächtigt, diese Ge-
bühr anzupassen und eine Gebührenverord-
nung zu erlassen. 
 

c) das Anwerben für Dienstleistungen von 
oder den Beitritt zu ideellen Organisationen. 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann Veranstaltun-
gen auf öffentlichem und privatem Grund, im 
Freien und in Räumen verbieten, wenn eine 
erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung zu erwarten ist. 
 
 
 
3 Das ganze oder teilweise Absperren von öf-
fentlichen Strassen und Wegen sowie von 
Parkplätzen ist verboten. In begründeten Fäl-
len können befristete Ausnahmen bewilligt 
werden. Entsprechende Gesuche sind spä-
testens 5 Arbeitstage vor der geplanten Ab-
sperrung einzureichen. 
 
 
 
4 Für die Inanspruchnahme des öffentlichen 
Grundes zu gewerblichen und privaten Zwe-
cken (Aufstellen von Mulden, Baustellenwa-
gen oder Baustelleninstallationen, Verkaufs-
stände, etc.) wird für die Grösse der bean-
spruchten Fläche eine Gebühr erhoben. 
 
 
  
 
 
 

 
 
 
Abs. 2 gibt der Bewilligungsinstanz die Mög-
lichkeit, problematische Veranstaltungen zu 
unterbinden. Das Verbot käme im Rahmen 
einer Verfügung daher, gegen die Rechtsmit-
tel ergriffen werden können. Der Rechts-
schutz bei dieser in die Freiheit eingreifenden 
Massnahme ist somit gewährleistet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Höhe der Gebühren ist im Gebührenreg-
lement und nicht in der PolV aufzuführen. 
 
 
 
 
 
Die Kompetenz zum Erlass eines Gebühren-
reglements durch den Gemeinderat ist über-
geordnet bereits geregelt und muss nicht zu-
sätzlich in der PolV erwähnt werden.  
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Der Ressortvorsteher Sicherheit ist zudem 
ermächtigt, im Einzelfall Gebühren in einem 
Vertrag festzusetzen. 
 

5 Die Bewilligungsinstanz ist ermächtigt, im 
Einzelfall Gebühren in einem Vertrag festzu-
setzen 

Art. 17  Verunreinigen des öffentlichen 
Grundes 

 
Bei Verschmutzung des öffentlichen Grundes 
oder des Leitungsnetzes ist der Verursacher 
verpflichtet, diesen rechtzeitig zu reinigen. 
Die Gemeinde hat zur Abwehr einer Gefahr, 
wie z. B. die Gefährdung der Verkehrssicher-
heit, das Recht, auf Kosten von säumigen 
Verursachern Ersatzvornahme anzuordnen. 
 
 
 

Art. 13  Verunreinigen des öffentlichen 
Grundes 

 
1 Bei Verschmutzung des öffentlichen Grun-
des oder des Leitungsnetzes ist der Verursa-
cher verpflichtet, diesen rechtzeitig zu reini-
gen.  
 
2 Die Gemeinde hat zur Abwehr einer Gefahr, 
wie z. B. die Gefährdung der Verkehrssicher-
heit, das Recht, auf Kosten von säumigen 
Verursacherinnen bzw. Verursachern Ersatz-
vornahme anzuordnen. 
 

 

Art. 18  Beschädigung von öffentlichen 
Bekanntmachungen 

 
Das Abreissen, Beschädigen und Verunstal-
ten von öffentlichen Bekanntmachungen, von 
Warn- und Verbotstafeln, Wegzeichen, An-
schlagkästen und anderen von den Behörden 
bestimmten Anschlagstellen, ist verboten. 
 

 
 
 
 

 
 
 
Dieser Sachverhalt ist im eidgenössischen 
Strafgesetzbuch, unter dem Tatbestand der 
Sachbeschädigung und zudem in § 11 des 
Straf- und Justizvollzuggesetzes erfasst.  
 

Art. 19  Campieren, Aufstellen von Wohn-
wagen, Nächtigen in öffentlichen 
Anlagen 

 
Das Campieren oder Aufstellen von Zelten, 
Wohnwagen, Wohnmobilen und dergleichen 
auf öffentlichem Grund, insbesondere in 

Art. 14  Campieren, Aufstellen von Wohn-
wagen, Nächtigen in öffentlichen 
Anlagen 

 
1 Das Campieren, das Aufstellen von Zelten, 
Wohnwagen, Wohnmobilen und dergleichen 
auf öffentlichem Grund, das Nächtigen insbe-
sondere in öffentlichen Parkanlagen und 

 
 
 
 
Die Formulierung von Abs. 1 wurde um den 
Begriff "Nächtigen" erweitert, um Rechtssi-
cherheit zu schaffen. Die Wegweisung von 
schlafenden Personen wie beispielsweise in 
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öffentlichen Parkanlagen und Waldungen ist 
verboten.  
 
 
Der Ressortvorsteher Sicherheit kann in be-
sonderen Fällen zeitlich beschränkte Ausnah-
mebewilligungen erteilen. 
 

Waldungen sowie öffentlichen Gebäuden ist 
verboten. 
 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann in besonderen 
Fällen zeitlich beschränkte Ausnahmebewilli-
gungen erteilen. 

der Toilettenanlage Navillegut (wie vorge-
kommen), lediglich gestützt auf Art. 19 der 
aPolV, erscheint heikel.  
 
 
 
 

Art. 20  Rettungseinrichtungen 
 
Der Missbrauch von Rettungsgeräten wie z. 
B. in Seeanlagen, ist verboten. Der Einsatz 
von Rettungsgeräten ist der Gemeindepolizei 
sofort zu melden. Der Zugang zu Rettungs-
einrichtungen ist freizuhalten. 
 

  
 
Neu in Titel II, Art. 10 rPolV erwähnt, weil 
sachlich passender. 
 
 
 

Art. 21  Bereitgestelltes Sammelgut 
 
Das Einsammeln und Durchsuchen von be-
reitgestelltem Sammelgut ist für Unberech-
tigte verboten. 
 

 
 
 

 
 
Nicht praxisrelevant.  

Art. 22  Videoüberwachung 
 
Videoüberwachungen durch öffentliche Or-
gane sind gestattet, wenn sie im öffentlichen 
Interesse stehen, insbesondere um nach wie-
derholten Vorfällen Straftaten, Vandalismus 
oder eine wiederholte illegale Abfallentsor-
gung zu verhindern und die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung zu gewährleisten. 
 
 
Vor ihrer Anordnung wird geprüft, ob die 
Überwachungen zulässig, insbesondere 

Art. 15  Videoüberwachung  
 
1 Der Gemeinderat kann die örtlich begrenzte 
Überwachung mit Videokameras bewilligen, 
wenn der Einsatz solcher Videokameras zur 
Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung sowie zur Schadenminderung geeignet 
und erforderlich ist und wenn die Öffentlich-
keit mit Hinweistafeln auf diesen Einsatz auf-
merksam gemacht wird.  
 
2 Der Gemeinderat erlässt dazu ein Vollzugs-
reglement. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                   
Das Reglement über die Überwachung auf 
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verhältnismässig sind und nicht dem überge-
ordneten Recht widersprechen. 
 
Mit Hinweisschildern wird auf die Überwa-
chung aufmerksam gemacht. Der Gemeinde-
rat wird ermächtigt die konkrete Ausgestal-
tung in einem speziellen Reglement festzule-
gen. Darin wird insbesondere die zeitliche 
und örtliche Beschränkung solcher Überwa-
chungen, ihre ordnungsgemässe Auswertung 
und die Löschung der Daten geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

öffentlichem Grund (Videoüberwachung) ist 
seit dem 17. November 2009 in Kraft.  
 
Im genannten Reglement wird auf die Not-
wendigkeit des Anbringens von Hinweisschil-
dern aufmerksam gemacht. Eine erneute 
Nennung in der rPolV ist daher nicht nötig.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 16  Reklameanlagen auf öffentlichem 
Grund 

 
1 Das Anbringen und Stellen von dauerndem 
oder temporären Werbe – oder Informations-
material auf öffentlichem Grund sowie an öf-
fentlichen Gebäuden, Anlagen oder Einrich-
tungen ist ohne Bewilligung verboten.  
 
2 Die Bewilligungsinstanz erteilt auf Antrag 
Bewilligungen für das Anbringen von Werbe- 
und Informationsmaterial unter Berücksichti-
gung der kantonalen und eidgenössischen 
Bestimmungen.  
 
3 Widerrechtlich angebrachtes Werbe- und In-
formationsmaterial kann auf Kosten der Ver-
antwortlichen entfernt werden.  
 
4 Für das Anbringen von politischen Plakaten 
an Gemeindestrassen besteht eine Melde-
pflicht an das Ressort Sicherheit/Sport. Pla-
kate dürfen frühestens sechs Wochen vor 

                                                                 

 
Die Regelung zu Reklameanlagen auf öffent-
lichem Grund wird neu unter diesem Titel 
platziert, weil sachlich passender. Die Norm 
ist in der in Kraft befindlichen PolV in Art. 33 
geführt.  
Die Norm von Art 16 rPolV ist im Vergleich zu 
Art. 33 moderner formuliert und verweist auf 
das übergeordnete Recht, welches bei der 
Prüfung solcher Gesuche ebenfalls berück-
sichtigt werden muss.  
 
 
 
 
 
 
Mit der expliziten Nennung "politischen Pla-
katen" wird deutlich, dass das Aufstellen sol-
cher Plakate nicht der Bewilligungspflicht un-
tersteht. Mit der Meldepflicht erhält die 
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dem Wahl- oder Abstimmungssonntag aufge-
stellt und müssen innert Wochenfrist nach 
dem Wahl- oder Abstimmungssonntag abge-
räumt werden. Die Zustimmung des Grundei-
gentümers bleibt vorbehalten.  
 

Behörde aber die Möglichkeit, allfälligem 
"Wildwuchs" zuvorzukommen, zu koordinie-
ren und die Meldepflichtigen auf rechtliche 
Aspekte, wie beispielsweise verbotenes Auf-
stellen an unübersichtlichen Stellen, hinzu-
weisen.  
 

IV. Lärm- und Umweltschutz  IV. Immissionsschutz  

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 23  Grundsatz 
 
Es ist verboten, vermeidbare Einwirkungen 
vorzunehmen, wie z. B. durch Lärm, Erschüt-
terungen, Staub, Rauch, Geruch, Lichtquel-
len oder Tiere. 

Art. 17  Grundsatz  
 
1 Es ist verboten, vermeidbare Einwirkungen 
vorzunehmen, wie z. B. durch Lärm, Erschüt-
terungen, Staub, Rauch, Geruch, Lichtquel-
len oder Tiere. 
 

 
 
 

Art. 24  Ruhezeiten 
 
Die Mittagsruhe dauert von 12:00 bis 13:00 
Uhr und die Nachtruhe von 22:00 bis 07:00 
Uhr. In dieser Zeit ist jeder vermeidbare Lärm 
verboten. Ausgenommen davon ist das Kir-
chengeläut. 
lm Weiteren gelten folgende ergänzende Ru-
hezeiten: 
 
a) für Private: 
lärmige Haus- und Gartenarbeiten wie z. B. 
Rasenmähen mit Motormähern oder Arbeiten 
mit 
Kreis- und Kettensägen sind untersagt 
- Montag – Freitag 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
und 19:00 bis 07:00 Uhr 

Art. 18  Ruhezeiten 
 
1 Die Mittagsruhe dauert von 12:00 bis 13:00 
Uhr und die Nachtruhe von 22:00 bis 07:00 
Uhr. ln dieser Zeit ist jeder vermeidbare Lärm 
verboten. Ausgenommen davon ist das Kir-
chengeläut. lm Weiteren gelten folgende er-
gänzende Ruhezeiten: 
 
 
 
a) für Private: 
lärmige Haus- und Gartenarbeiten wie z. B. 
Rasenmähen mit Motormähern, Arbeiten mit 
Laubbläsern oder Arbeiten mit Kreis- und 
Kettensägen sind untersagt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neu erwähnt sind Laubbläser, weil praxisrele-
vant. 
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- Samstag 12:00 Uhr bis 13:30 Uhr und ab 
18:00 Uhr sowie an Sonn- und allgemeinen 
Feiertagen generell. 

 
 

b) für das Gewerbe, Industrie und andere  
Betriebe: 
lärmige Arbeiten sind untersagt 
- Montag - Freitag 12:00 Uhr bis 13:00 Uhr 
und 19:00 bis 07:00 Uhr 
- Samstag 12:00 Uhr bis 13:30 Uhr und ab 
18:00 Uhr sowie an Sonn- und allgemeinen 
Feiertagen generell. 

 
Für Arbeiten, die aus zwingenden Gründen 
nicht ausserhalb dieser Sperrzeiten ausge-
führt werden können, kann der Ressortvor-
steher Sicherheit Ausnahmen bewilligen. Die 
Vorschriften der Lärmschutzverordnung, der 
kantonalen Verordnung über den Baulärm 
und die Richtlinien des BUWAL über den 
Baulärm sind einzuhalten. 

- Montag bis Freitag bis 07:00 Uhr, von 12:00 
bis 13:00 Uhr und ab 19:00 Uhr. 
- Samstag bis 07:00 Uhr, von 12:00 bis 13:30 
Uhr und ab 18:00 Uhr sowie an Sonn- und 
allgemeinen Feiertagen generell. 
 
 
b) für das Gewerbe, Industrie und andere  
Betriebe sind lärmige Arbeiten sind untersagt: 
- Montag bis Freitag bis 07:00 Uhr, von 12:00 
bis 13:00 Uhr und ab 19:00 Uhr. 
- Samstag bis 07:00 Uhr, von 12:00 bis 13:30 
Uhr und ab 18:00 Uhr sowie an Sonn- und 
allgemeinen Feiertagen generell. 

 
 

2 Für Arbeiten, die aus zwingenden Gründen 
nicht ausserhalb dieser Sperrzeiten ausge-
führt werden können, kann die Bewilligungs-
instanz Ausnahmen bewilligen. Die Vorschrif-
ten über die Umweltschutzgesetzgebung und 
deren Nebenbestimmungen sind zu berück-
sichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Art. 25  Veranstaltungen 
 
Öffentliche Veranstaltungen im Freien sind 
bewilligungspflichtig und vorgängig beim 
Ressortleiter Sicherheit einzuholen 
 

  
 
Neu in Art. 12 rPolV geregelt.  

Art. 26  Schiesslärm 
 
Die Schiesszeiten richten sich nach dem vom 
Ressortvorsteher Sicherheit erlassenen 
Schiessplänen und sind verbindlich. 

 
 

 

 
 
Keine Schiessanlage mehr in Betrieb. 
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Art. 27  Alarmanlagen 
 
Der Missbrauch von Signalgeräten, Rufanla-
gen und ähnlichen Vorrichtungen ist verbo-
ten. 
 
Aussensignale von Alarmanlagen dürfen 
nicht länger als 3 Minuten ertönen. 
 

Art. 19  Alarmanlagen 
  
1 Der Missbrauch von Signalgeräten, Rufanla-
gen und ähnlichen Vorrichtungen ist verbo-
ten. 
 
2 Aussensignale von Alarmanlagen dürfen 
nicht länger als drei Minuten ertönen. 

 

Art. 28  Helikopter 
 
Ausserhalb von Flugplätzen dürfen in der Re-
gel keine Starts und Landungen von Helikop-
tern durchgeführt werden. Der Ressortvorste-
her Sicherheit kann Flüge im Einzelfall bei 
Vorliegen von wichtigen Gründen bewilligen. 
 

Art. 20  Luftfahrzeuge  
 
1 Auf dem Gemeindegebiet von Kilchberg 
dürfen in der Regel keine Starts und Landun-
gen von Helikoptern oder anderen bemann-
ten Luftfahrzeugen durchgeführt werden. 
 
 
 
2 Die Bewilligungsinstanz kann unter Berück-
sichtigung der übergeordneten Bestimmun-
gen und bei Vorliegen von wichtigen Gründen 
Ausnahmen bewilligen.  
 

 
 
Inhaltlich erfährt Art.20 rPolV die Präzisierung 
"Auf dem Gemeindegebiet von Kilchberg" 
und wird damit konkreter. Die Beschreibung 
"andere bemannte Luftfahrzeuge" bezieht 
sich auf andere möglich Luftfahrzeuge wie 
beispielsweise Heissluftballone.  
 
Mit Abs. 2 wird ein Start oder eine Landung 
solcher Luftfahrzeuge nicht per se ausge-
schlossen, sondern der Bewilligungspflicht 
unterstellt.  

Art. 29  Feuer im Freien 
 
Das Entfachen von Feuer und Grillieren auf 
öffentlichem Grund ist nur bei den von der 
Gemeinde gekennzeichneten und zur Verfü-
gung gestellten Feuerstellen gestattet.  
 
Beschädigungen der Anlagen sind zu vermei-
den und Abfall ist korrekt zu entsorgen. Feuer 
bei öffentlichen Anlässen bedarf einer Bewilli-
gung der Gemeindepolizei 
 

Art. 21  Feuer im Freien 

 
1 Das Entfachen von Feuer und Grillieren auf 
öffentlichem Grund ist nur bei den von der 
Gemeinde gekennzeichneten und zur Verfü-
gung gestellten Feuerstellen gestattet. 
 
2 Das Grillieren mit Einweggrills, welche den 
Untergrund nicht beschädigen, ist in den 
Parkanlagen erlaubt.  
 
 

 
 
 
 
 
 

 
Es besteht ein gesellschaftliches Interesse 
am Grillieren in den Seeanlagen. In der Pra-
xis führte der Betrieb von Einweggrills bis 
dato zu keinen Beanstandungen. Eine Auf-
weichung lässt sich demnach rechtfertigen. 
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3 Die Bewilligungsinstanz kann aus Sicher-
heitsgründen für offene Feuer und Grillfeuer 
örtliche und zeitliche Einschränkungen anord-
nen und/oder ein befristetes allgemeines 
Feuerverbot erlassen.  

 

Ein öffentliches Interesse an einem Verbot ist 
nicht zu erkennen.    
 
Der Hinweis auf "Beschädigung" in Art. 29 
aPolV kann entfallen, weil der Tatbestand der 
Sachbeschädigung im Strafgesetzbuch und 
das unkorrekte Beseitigen von Abfall im Ab-
fallgesetz geregelt ist. Das Einholen einer Be-
willigung im Zusammenhang mit Feuer bei öf-
fentlichen Anlässen bei der Gemeindepolizei 
ist nicht notwendig. Die Bewilligungspflicht 
ergibt sich bereits aus Art. 12 rPolV.  
 
Abs. 3 ist auf Empfehlung des Statthalters 
eingeflossen. Kommunale Feuerverbote auf-
grund von Trockenperioden sind damit, unab-
hängig vom Entscheid des Kantons, möglich. 

 

V. Wirtschafts- und Gewerbepolizei  V. Wirtschafts- und Gewerbepolizei  
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Art. 30  Aufschub der ordentlichen 
Schliessungsstunden 

 
Die ordentliche Schliessungsstunde ist 24:00 
Uhr. Hinausgeschoben bis 02:00 Uhr ist sie 
in folgenden Fällen: 
 
a) nach Gemeindeversammlungen 
b) Bundesfeier (1. August) 
c) Silvester 
 

Art. 22  Schliessungsstunde 
 
 
1 Die ordentliche Schliessungsstunde in Gast-
wirtschaften richtet sich nach dem übergeord-
neten Recht, insbesondere dem kantonalen 
Gastgewerbegesetz.   
 
 
2 Für spezielle Anlässe oder öffentliche Ver-
anstaltungen kann die Bewilligungsinstanz 
die ordentliche Schliessungszeit aufschieben 

 
 
 
Der Hinweis auf übergeordnete Gesetzge-
bung ist sinnvoll, weil Änderungen des Gast-
gewerbegesetzes möglich sind und weil über-
geordnetes Recht durch die Gemeinde über-
nommen werden muss.  
 
Die Kompetenz zur Bewilligungserteilung 
durch die Gemeinde findet sich in der kanto-
nalen Gesetzgebung.  
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Für spezielle Anlässe oder öffentliche Veran-
staltungen kann der Ressortvorsteher Sicher-
heit die 
ordentliche Schliessungsstunde aufschieben 
und Ausnahmen bewilligen. Das Gesuch ist 5 
Tage vor dem Anlass einzureichen. Für dau-
ernde Ausnahmen von der Schliessungs-
stunde, 30 Tage vorher 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und Ausnahmen bewilligen. Das Gesuch ist 
spätestens fünf Arbeitstage vor dem Anlass 
einzureichen.  
 
3 Gesuche für dauerhafte Ausnahmen von der 
Schliessungszeit gemäss Gasgewerbegesetz 
sind spätestens 30 Tage vorher einzureichen. 
 
4 Die ordentliche Schliessungszeit ist in fol-
genden Fällen bis zwei Stunden über die 
kantonale Schliessungszeit hinaus aufge-
schoben: 
a) nach Gemeindeversammlungen 
b) Bundesfeier (1. August) 
c) Silvester 
 
5 Durch den Betrieb von Gastwirtschaften darf 
die Nachtruhe nicht gestört werden.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Formulierung "bis zwei Stunden über die 
kantonale Schliessungszeit hinaus" wurde 
auf Empfehlung des Statthalters aufgenom-
men und dient der besseren Verständlichkeit.  

 

Art. 31  Schliessung von Gastwirtschaften 
 
Wird durch den Betrieb von Gastwirtschaften 
oder anderen Vergnügungsstätten die Nacht-
ruhe gestört, können die Polizeiorgane die 
Schliessung für die betreffende Nacht anord-
nen. 
 
Für Gastwirtschaften, die wegen Lärm oder 
Unfug wiederholt Anlass zum Einschreiten 
geben, können betriebliche Auflagen ange-
ordnet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
Der Sachverhalt betreffend Schliessung 
durch Polizeiorgane wird im übergeordneten 
Recht, namentlich im kantonalen Polizeige-
setz geregelt. Der Sachverhalt betreffend 
Nachtruhe ist in Art. 22 Abs. 5 rPolV geregelt.  
 

Dieser Sachverhalt wird im kantonalen Gast-
gewerbegesetz geregelt.   
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Art. 32  Sammlungen, Musikvorführungen 
 
Musikvorführungen, Geld- und Naturalgaben-
sammlungen auf Strassen und Plätzen sowie 
von Haus zu Haus bedürfen einer Bewilligung 
des Ressortvorstehers Sicherheit. 
Sammler müssen mit entsprechenden Aus-
weisen und beglaubigten Sammellisten ver-
sehen sein. Strassen- und Hausbettel um 
Geld oder andere Gaben ist verboten 

 
 

Neu platziert und sinngemäss formuliert. 

 
 
Dieser Sachverhalt ist neu in Art. 12 rPolV 
geregelt.   
Die Kompetenz für die Bewilligungserteilung 
liegt beim Kanton (Art. 1 und 2 Bundesgesetz 
über das Gewerbe der Reisenden). Der 
Sachverhalt "Betteln" ist erfasst von § 9 Straf- 
und Justizvollzugsgesetz. 
 

 

Art. 34  Taxi 
 
Für Betriebsbewilligungen sowie die Ausfüh-
rung von gewerbsmässigen Taxifahrten auf 
dem Gemeindegebiet bedarf es einer Bewilli-
gung des Ressortvorstehers Sicherheit. 
 
 

 
 

 

 
 
Es gilt neu das kantonale Taxigesetz.  
 

 

VI. Strafbestimmungen  VI. Straf- und Schlussbestimmungen  

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 35  Allgemeines 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese 
Verordnung verstösst, wird mit Busse be-
straft. In leichten Fällen kann anstelle einer 
Busse ein Verweis erteilt oder von einer Be-
strafung abgesehen werden, wenn das anzu-
wendende Recht keine anderen Strafen vor-
sieht. 
 
Der Höchstbetrag der Bussen sowie das Ver-
fahren und die zulässigen Gebühren richten 
sich nach kantonalem Recht. Vorbehalten 

Art. 23  Allgemeines 
 
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese 
Verordnung verstösst, wird mit einer Busse 
bestraft. In leichten Fällen kann anstelle einer 
Busse ein Verweis erteilt oder von einer Be-
strafung abgesehen werden, wenn das anzu-
wendende Recht keine anderen Strafen vor-
sieht. 
 
2 Der Höchstbetrag der Bussen sowie das 
Verfahren und die zulässigen Gebühren rich-
ten sich nach kantonalem Recht. Vorbehalten 
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bleibt die Bestrafung gemäss kantonaler oder 
eidgenössischer Gesetzgebung. 
 
Verstösse gegen diese Verordnung können 
auch in einem vereinfachten Verfahren mit 
Ordnungsbussen geahndet werden. Der Res-
sortvorsteher Sicherheit bezeichnet die Über-
tretungen, bei denen das Ordnungsbussen-
verfahren zur Anwendung kommt und be-
stimmt den Bussenbetrag. 
 

bleibt die Bestrafung gemäss kantonaler oder 
eidgenössischer Gesetzgebung. 
 
3 Verstösse gegen diese Verordnung können 
auch in einem vereinfachten Verfahren mit 

Ordnungsbussen geahndet werden. Der Ge-
meinderat bezeichnet mittels Rechtssatzes 
die Übertretungen, bei denen das Ordnungs-
bussenverfahren zur Anwendung kommt und 
bestimmt den Bussenbetrag.  

 
 
 

Gemäss § 175 Gemeindeorganisationsge-
setz (GOG liegt die Zuständigkeit für den Er-
lass einer kommunalen Ordnungsbussenver-
ordnung beim Gemeinderat und nicht bei 
Ressortvorstand.   

Art. 36  Gebühren und Kosten 
 
Für polizeiliche Massnahmen werden im 
Rahmen des übergeordneten Rechts Gebüh-
ren erhoben. 
 
Der Ressortleiter Sicherheit ist befugt eine 
kommunale Ordnungsbussenliste inkl. Ge-
bühren zu erlassen. 
 
 
Eine Gebühr kann bei Bedürftigkeit oder aus 
anderen Gründen ganz oder teilweise erlas-
sen werden. 

Art. 24  Gebühren und Kosten 
 
1 Für polizeiliche Massnahmen werden im 
Rahmen des übergeordneten Rechts Gebüh-
ren erhoben. 
 
 
 
 
 
 
2 Eine Gebühr kann bei Bedürftigkeit oder aus 
anderen Gründen durch die Bewilligungs-
instanz ganz oder teilweise erlassen werden. 

  

 
 
 
 
 
 
Die Befugnis zum Erlass einer kommunalen 
Ordnungsbussenliste liegt, nach übergeord-
netem Recht, beim Gemeinderat und nicht 
bei Ressortvorstand. 

 

VII. Schlussbestimmungen    

Bisher Neu Begründung/Erläuterung 

Art. 37  Inkrafttreten und Aufhebung des 
bisherigen Rechts 

 
Diese Verordnung tritt nach der rechtskräfti-
gen Genehmigung durch die Gemeindever-
sammlung in Kraft. 
 

Art. 25  Inkrafttreten und Aufhebung des 
bisherigen Rechts 

 
Diese Verordnung tritt nach der rechtskräfti-
gen Genehmigung durch die Gemeindever-
sammlung per 1. Januar 2026 in Kraft. 
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Gleichzeitig wird die Polizeiverordnung und 
das Reglement betreffend Einwohnerkon-
trolle vom 20. Oktober 1987, mit all ihren bis-
herigen Änderungen sowie alle im Wider-
spruch zu dieser Verordnung stehenden 
kommunalen Erlasse, aufgehoben. 
 

Gleichzeitig wird die Polizeiverordnung vom 
24. März 2009 mit all ihren bisherigen Ände-
rungen sowie alle im Widerspruch zu dieser 
Verordnung stehenden kommunalen Erlasse, 
aufgehoben. 

 

 


